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Basel-Stadt, Baselland,
Schwarzbubenland

Basler Lehrer beneiden Kollegen vom Land
Baselland impft Lehrer, BetreuendeundPolizisten an einemWochenendedurch. InBasel-Stadtwird bestraft,wer zu lang fürs Impfenbraucht.

LeaMeister undMichael Nittnaus

VoreinemMonatwurdedieBaselbieter
Lehrerschaftbei ihremWunsch,priori-
tär gegen das Coronavirus geimpft zu
werden,vomKantonnochabgewatscht.
Unddas, obwohldieBildungsdirektion
(BKSD) das Anliegen unterstützt hatte
(bz berichtete). Am Dienstag nun die
überraschende Kehrtwende: Der Kan-
ton teilt mit, dass er gleich drei Berufs-
gruppen an Wochenenden gezielt
durchimpfen möchte: Lehrpersonen,
weitere Betreuungspersonen sowie
Polizisten.AlsBetreuungspersonengel-
tenMitarbeitende von Kinder- und Ju-
gendheimen sowie von familien- und
schulergänzenden Betreuungseinrich-
tungen wie Kindertagesstätten. Nicht
prioritär geimpft werden dagegen Be-
treuende inTagesfamilien, anMittags-
tischen oder in Spielgruppen, wie die
BKSDaufAnfragepräzisiert. Schondas
Gesundheitspersonal durfte in Basel-
land an zwei Wochenenden zur Imp-
fungantraben.DieTeilnahmebleibtda-
bei freiwillig.ZudemöffnetmandieRe-
gistrierung für Impftermine für alle
Personen ab 16 Jahren. Letzteres hat
auch derKantonBasel-Stadt getan.

EsdrohtLohnabzug,wennman
längerals eineStundeweg ist
Doch Berufsgruppen werden in Basel
nur wenige bevorzugt behandelt, bei-
spielsweise Gesundheitspersonal mit
Patientenkontakt und Pflegepersonal
in Wohneinrichtungen für ältere oder
behinderte Personen. Lehrpersonen
hingegenmüssen sichwiealle anderen
auf die Warteliste setzen lassen. In
einem Regierungsbeschluss vom 15.
April, der die «Ermöglichung der Teil-
nahmeanCovid-19- Impfterminen für
die Mitarbeitenden des Arbeitgebers
Basel-Stadt» behandelte, steht: «Der
ArbeitgeberBasel-Stadt ist aneiner ra-
schen Covid-19-Impfung seiner Mit-
arbeitenden interessiert und stellt ih-
nen daher pro Impfung maximal eine
Stundeals bezahlteArbeitszeit zurVer-
fügung, falls keine Impftermineausser-
halb der ordentlichen Arbeitszeit zur
Verfügung stehen.»

WieverschiedeneLehrpersonender
bz bestätigen, wird bestraft, wer diese
Stundenichteinhaltenkann.Somussdie
«verlorene» Unterrichtszeit entweder

nachgeholt werden, oder sie wird den
Lehrpersonen vomLohnabgezogen. In
Basellandgilt fürdasStaatspersonaldie-
selbe Regel. Für unterrichtende Lehrer
allerdingsgabes lautBKSDbisherschon

keine Zeitbeschränkung. Jean-Michel
Héritier,PräsidentderfreiwilligenSchul-
synode Basel-Stadt, sagt auf Anfrage,
dass derUnmut gross sei.Manhabedie
BedenkenanallenmöglichenStellende-
poniert, auch bei Gesundheitsdirektor
Lukas Engelberger direkt. «Wir rufen
aber insLeere», soHéritier.

Bis zumAnfang der laufendenWo-
che hätten sich mehr als 20 Betroffene
bei der Beratungsstelle des Berufsver-
bandeswegen der Impftermine gemel-
det,umsichdarüberzu informieren,ob
auf rechtlicher Basis etwas gegen den
angedrohten Lohnabzug getan werden
könne, so Héritier weiter. «Vermutlich
sindabernochvielmehrLehrpersonen
davon betroffen.» Direkt zum Erzie-
hungsdepartement (ED) istbisherkeine
Beschwerde gelangt, wie Sprecher Si-
monThirietgegenüberderbzbestätigt:
«Wir gehen mit dieser Thematik prag-
matisch um. Oberstes Ziel ist, dass die
Lehrpersonen ihre Impftermine wahr-
nehmen können. In Fällen, in denen es
länger als eineLektiongeht, suchendie

Schulleitungen mit den Lehrpersonen
unkomplizierte Lösungen.»

BaslerLehrermachenmit
ResolutionbeiRegierungDruck
Ähnlich äussert sich auch das Basler
Gesundheitsdepartement (GD) dazu.
Die Vorgesetzten seien gebeten wor-
den, Impftermine zu ermöglichen.
Grundsätzlich werde aber maximal
eineStundeals bezahlteArbeitszeit zur
Verfügung gestellt, sagt GD-Spreche-
rinAnneTschudin.Wasdas tatsächlich
bedeutet, zeigt einBeispiel: EineLehr-
person, die imGellertschulhausunter-
richtet, braucht mit dem öffentlichen
Verkehr je nach Verkehrslage 17 bis 25
Minuten bis zum Messeplatz. Muss
mandann imImpfzentrumnocheinen
Momentwarten, hatman keineChan-
ce, innerhalbeinerStundegeimpftwie-
der amArbeitsplatz zu sein.DerAnreiz,
sich impfen zu lassen, wird dadurch
nicht gerade gefördert, was auch Hér-
itier bestätigt und für bedauerlichhält,
daesgeradeauch indieserBerufsgrup-

pe wichtig sei, sich möglichst bald
schützen zu können.

Hinzu kommt, dass laut Héritier
rund20ProzentderBaslerLehrperso-
nenausDeutschlandkommen,wo ihre
Berufsgruppe schon prioritär geimpft
wurde.Die freiwillige SchulsynodeBa-
sel-Stadt werde heuteMittwochabend
an ihrerDelegiertenversammlungeine
Resolutionmit konkretenForderungen
verabschieden, die parallel direkt Er-
ziehungsdirektor Conradin Cramer
undGesundheitsdirektorLukasEngel-
berger unterbreitet werdenwird.

Der Kanton Basel-Stadt sagt der-
weil auf Anfrage, dass es aktuell nicht
vorgesehen sei, Impfwochenendenwie
inBasellandzuplanen.Dortwiederum
sollen die Priorisierungen nach Ge-
sundheits- und Pflegepersonal, Leh-
rern, Betreuerinnen und Polizisten
auch ein Ende haben, wie Rolf Wirz,
Sprecher des Krisenstabs, festhält:
«WeitereBerufsgruppensindnicht vor-
gesehen, sonst sind irgendwann ja
plötzlich alle priorisiert.»

Bettelverbot stösst auf überraschend wenig Widerstand
Nochwirken die Basler Sozialdemokraten unentschieden. Die restlichen Fraktionen haben sich bereits eineMeinung gebildet.

DieerstenReaktionen liessennicht lan-
geauf sichwarten:AmMontagmorgen
veröffentlichte die Basler Regierung
den Ratschlag zum Bettelverbot. Die
SVP sprach sich sogleichdafür aus und
forderteeinedringlicheBehandlung im
Grossen Rat (die bz berichtete). Dem
folgten die LDP und FDP. Gleichzeitig
haben sich die Grünen und Basta be-
reits kampfwillig gezeigt: «JenachAus-
legung des Gesetzes wird das Betteln
annahezuallenöffentlichenOrtenver-
boten. Im Minimum sollen Bettelnde
von allen Orten vertrieben werden, in
denen es möglich ist, mit Betteln über
dieRundenzukommen», schreibendie
Parteien in einerMitteilung.

Die Fronten sind damit klar. Ein
Blick in denGrossenRat zeigt, dass vo-
raussichtlichdieFraktionen inderMitte
das letzte Wort haben werden. Etwa
«Die Mitte» und die EVP. «Die EVP
setztsichfüreinedringlicheBehandlung
desRatschlagsein», sagtGrossratTho-

masWidmer-Huber.«Esmuss jetztvor-
wärtsgehen,diehalbeStadt ist seitWo-
chen,Monaten inAufruhraufgrundder
Bettlerthematik.» Seine Partei will sich
gleichzeitig für eine höhere Summe für
dieEntwicklungshilfeeinsetzen,umden
vonArmutbetroffenenMenscheninde-
renHeimatländernzuhelfen. Ihmistda-
bei imFalleeinerGesetzesänderungbe-
wusst: «Ganz verbieten kann man die
Bettelei nicht, aber Einschränkungen
sindwichtig.Mit einemgriffigenneuen
GesetzsollBaselunattraktivwerdenfür
Bettelnde.»Auch«DieMitte»wünscht
sich laut einer früheren Medienmittei-
lung «eine möglichst strenge Umset-
zung»einesBettelverbots.

Grünliberale freuensich
überden«BaslerWeg»
Wiesieht es alsobei denGrünliberalen
aus? Die noch junge Fraktion mit acht
Mitgliedernhattebereitsmehrmalsdie
Rolle des Züngleins an der Waage.

AuchbeimBettelverbot?Fraktionsprä-
sident David Wüest-Rudin macht aus
der Meinung seiner politischen Mit-
streitenden keinen Hehl: «Die GLP
unterstützt diedringlicheBehandlung.
Der Ratschlag entspricht dem Basler
Weg, den wir in unserem Vorstoss

schon skizziert haben. Er verfolgt da-
mit die richtige Stossrichtung.» Seiner
Fraktion sei es wichtig, nun keine Zeit
zu verlieren. Das Gesetz soll noch im
Sommer in Kraft treten. «Danach for-
dernwirflankierendeMassnahmenmit
verschiedenen Vorstössen», kündigt
derGrossrat an.Denn lautGLP-Gross-
rätinSandraBothe-WenkhatdieRegie-
rung im vorliegenden Ratschlag diese
nur am Rande erwähnt. «Für die ge-
setzliche Umsetzung braucht es Res-
sourcen für die Behörden und Begleit-
massnahmen,umdieMenschenwürde
zu wahren. Wir wollen darum prüfen,
woHandlungsbedarf besteht.»

EntsprichtderGrosseRatderdring-
lichenBehandlung,überspringtderRat-
schlag einen Schritt impolitischenPro-
zess: die Debatte in der zuständigen
Kommission, für die es keine Fristen
gibt. Mit der dringlichen Behandlung
hat der Grosse Rat die Möglichkeit zu
entscheiden,dassdieVorlagedirektbe-

handeltwird.Dannkämeesvoraussicht-
lich am 23. oder 24.Juni zur Debatte.
Und an dieser ist die SP gefragt: Bisher
begrüsste sie zwar eine Bettelordnung,
esbrauche jedochBegleitmassnahmen.
Damit könnten die Sozialdemokraten
denAusschlag geben.

Silvana Schreier undNora Bader

Basler Lehrer erhalten im Impfzentrum amMesseplatz keine Sonderbehandlung – ganz anders als die Lehrer im Baselbiet. Bild: Georgios Kefalas/Keystone (11.2.2021)

David Wüest-Rudin und seine GLP-
Fraktion sind für den Ratschlag. Bild: zvg

Ein Todesfall in Basel-Stadt

Im Kanton Basel-Stadt befinden sich
Stand Dienstag 244 Personen in Isola-
tion. Seit Montag wurden 22 neue Fälle
gemeldet. 401 Personen sind inQuaran-
täne. Hospitalisiert sind 24 Patienten,
davon befinden sich acht in Intensiv-
pflege. Jemand ist verstorben.

46 neue Infektionenmeldet das Ba-
selbiet amDienstag. Insgesamt sind es
420 aktive Fälle. 17 Personen befinden
sich imSpital, davon zwei auf der Inten-
sivstation. Sie müssen beide nicht be-
atmet werden. Niemand ist gestorben.
Im Schwarzbubenland wurden derweil
keine neuen Fälle verzeichnet. (bz)
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